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Gerechtigkeit, Frieden und Rechtssicherheit sind universelle Werte in der Gesellschaft. Nach der weitgehenden Verbreitung von Ideen der Aufklärungsphilosophie und der Großen Französischen Revolution Ende des XVIII. Jahrhunderts änderte sich stark im Laufe des XIX. Jahrhunderts in Europa die Wahrnehmung vom Menschen, von der Gesellschaft, Staatsverwaltung, Rechtsquellen, Wirtschaft und von vielen anderen für die Gesellschaft wesentlichen Erscheinungen. Bauern wurden von der Leibeigenschaft befreit, Grundstücke kamen durch die Aufhebung des Lehnsystems in den freien zivilrechtlichen Umlauf. Im XIX. Jahrhundert forderten die Zunahme des zivilrechtlichen Umlaufs und der Handelsaufschwung einen neuen rechtlichen Rahmen, darunter auch eine größere Rechtssicherheit für Geschäfte. Die Staaten kodifizierten ihre Rechte, reformierten das Zivilrecht und Zivilverfahren, reformierten die Justiz, führten neue Rechtsgebiete ein - das Handelsrecht, Wertpapierrecht, usw. Das Gewohnheitsrecht wurde auch im Privatrecht durch Gesetze des Gesetzgebers schrittweise abgelöst.  Es wurden die Grundlagen für die Zivilgesellschaft und den Konstitutionalismus geschaffen, die im XX. Jahrhundert zur Schaffung des Modells eines demokratischen Rechtsstaates führten.
Die Grundlagen für die Rechtssicherheit von Geschäften werden meiner Meinung nach durch eine einschlägige Abwicklung des Geschäfts bei einem kompetenten, objektiven und unabhängigen Notar gewährleistet. Die Anforderungen, die an den Abwickler, nämlich den Notar gestellt werden, zeugen davon, ob der Staat glaubt, dass ein Geschäft von jeglicher gebildeten und ehrlichen Person abgewickelt werden kann oder dass nur ein hochqualifizierter Jurist in der Lage ist, eine dem Grundsatz der Rechtssicherheit entsprechende Abwicklung von Geschäften zu gewährleisten. Auf der anderen Seite erzwingen die Beschränkungen für die Vereinigung von Ämtern auch in der Justiz das Prinzip der Gewaltenteilung, d. h. die funktionale und institutionelle Trennung von Ämtern, die Unterscheidung zwischen dem Notar und dem Anwalt.
Bei der Betrachtung der Entwicklung des Notariats auf dem Gebiet Lettlands lassen sich innerhalb des in meiner Studie festgelegten Zeitraums drei Etappen unterscheiden:
1. Die Gründung des lateinischen Notariats im Jahre 1867 im Rahmen der Justizreform im Russischen Reich; 
Im Laufe des XIX. Jahrhunderts wurde das französische Modell des Notariats in vielen kontinentaleuropäischen Ländern übernommen. Im Rahmen der Reform der Staats- und Justizordnung wurde unter Alexander II. in Russland durch die Notariatsordnung von 1866 das Notariat des lateinischen Typs eingeführt.  Das Notariat basierte auf dem Territorialprinzip, wobei dem Notaramt ein gewisses Maß an Unabhängigkeit gewährt wurde. Mit dem Inkrafttreten des Gesetzes wurde der Notar de iure zur einzigen Amtsperson, die notarielle Urkunden erstellte. De facto wurde der Notar im Russischen Reich nicht zur einzigen, öffentlich gültige Urkunden erstellenden Amtsperson, da die lokalen Beamten Dokumente und Unterschriften weiterhin beglaubigten. Die “Notariatsordnung” sah keine Anforderungen an die Ausbildung oder Berufserfahrung der Notare vor. Die Kenntnisse des Amtsanwärters wurden durch eine Prüfung nachgewiesen. Die Prüfung stellte die Fähigkeit der Person, Gesetze korrekt zu interpretieren, und die Kenntnisse der notariellen Sachführung fest. Ein solches Auswahlverfahren der Notare sicherte nur die Glaubwürdigkeit der öffentlichen Urkunde, aber keine ausreichende juristische Qualität, um die Rechtssicherheit zu gewährleisten. Gleichzeitig unterlag der Notar der gerichtlichen Aufsicht und handelte unabhängig von der Exekutive.
2. Das Vorhaben der Reform des Instituts vereidigter Notare von 1903 im Russischen Reich;
Das Justizministerium erließ im Jahr 1871 ein Rundschreiben, in dem die Vorsitzenden der Kreisgerichte aufgefordert wurden, die Kommentare zur derzeitigen Praxis und Vorschläge zur Verbesserung des Systems von den lokalen Notaren zu sammeln, um auf derer Grundlage ein neues Gesetz über das Notariat zu erarbeiten. Im Jahre 1904 wurde die Erörterung des Gesetzesentwurfes begonnen. Der Gesetzesentwurf sah vor, dass die Amtsanwärter des Notariats mindestens 25 Jahre alt sein sollten und keine anderen Ämter bekleiden durften.  Es wurde beabsichtigt, dass die notariellen Funktionen nur durch den Notar weiterhin wahrgenommen werden, zu Notaren können aber nur Juristen mit einer guten theoretischen Basis werden. Die juristischen Kenntnisse werden durch den Grad der juristischen Ausbildung und die Aufnahmeprüfung nachgewiesen. Bei der Analyse des Gesetzesentwurfes von 1904 ist es einerseits das Vorhaben, die Kompetenz des Notariats durch die Erhöhung des Mindestalters und die Forderung nach der juristischen Ausbildung zu steigern, positiv einzuschätzen. Auf der anderen Seite ist es offensichtlich, dass die Monarchie ein anderes Verständnis von der Unabhängigkeit des Notaramtes und der absoluten Natur des Verbots der Vereinigung von Ämtern hatte, welches die Rechtssicherheit der sich an den Notar wendenden Personen stärken sollen hätte.
3. Das Institut vereidigter Notare in der Zwischenkriegszeit des XX. Jahrhunderts in der Republik Lettland.
Das Rechtssystem der am 18. November 1918 gegründeten Republik Lettland, das in Übereinstimmung mit den provisorischen Bestimmungen "Über die Gerichte und Gerichtsordnung in Lettland", erlassen vom Lettischen Volksrat am 6. Dezember 1918, geschaffen wurde, wurde durch den allmählichen Umbau des bestehenden Gerichts- und Rechtssystems gebildet.   Artikel 1 der Bestimmungen besagte: “Die Gerichte in Lettland und die damit verbundenen Institutionen fungieren nach denjenigen lokalen und russischen Gesetzen, die bis zum 24. Oktober 1917 für Lettland gegolten haben...”  
Für das Notariat bedeutete dies, dass die „Notariatsordnung“ vom 14. April 1866 des Russischen Reichs gültig blieb.
Das 1937 verabschiedete „Notargesetz“ war eines der begleitenden Gesetze und die Änderung der Gesetze, die dem sogenannten „Zivilgesetz des Präsidenten Ulmanis von 1937“ folgten. Im Allgemeinen wurden in das Notargesetz die Ideen aufgenommen, die den Gesetzesentwurf von 1904 kennzeichneten, nämlich engere Bindung der Notare an den Justizminister (Artikel 2, 3, 4, 139 usw.), was die Unterordnung der Notare den Gerichten und damit die Unabhängigkeit der Notare als Justizbeamte einschränkte. An die Amtsanwärter wurden neue Voraussetzungen gestellt – das Alter von 25 Jahren, eine abgeschlossene juristische Ausbildung, eine bestimmte Berufserfahrung vor der Kandidatur (zwei Jahre in einem Notarbüro oder fünf Jahre in einem Justizamt) und eine Notar-Prüfung.  Diese Anforderungen bis heute in Lettland erhalten geblieben sind.
Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass es in keiner der drei festgelegten Etappen gelang, das Niveau des Rechtsschutzes des lateinischen Notariats, das 1803 in Frankreich eingeführt wurde und zu dem die Unabhängigkeit der Justiz bei der Erfüllung ihrer Aufgaben, das Verbot der Vereinigung von Ämtern und die entsprechende Fachkompetenz gehörten, auf dem Gebiet Lettlands völlig zu gewährleisten. 
